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Auf der Rutschbahn
zum Mindestlohn

Da hat sich die Politik in einen richtigen
Schlamassel hineingeredet: Vom Kombi-
lohn ist sie über die Entgeltschranke beim
Mindestlohn gelandet, den sie per Gesetz
einführen will, falls Gewerkschaften und

Arbeitgeberverbände ihn nicht auf dem Verhandlungswege fest-
setzen wollen.

Hier ist ein Lehrbeispiel dafür, wie es zu Fehlentwicklungen
kommt, an deren Beginn das Gute mit dem Gutgemeinten ver-
wechselt wird. Um die Chancen der Beschäftigung von Arbeits-
losen mit niedriger Qualifikation zu heben, ist der Gedanke des
Kombilohns in Umlauf gesetzt worden: Die Arbeitgeber können
es – dem Eignungsprofil der Bewerber entsprechend – bei einer
vergleichsweise geringen Bezahlung belassen. Der Staat springt
mit einem Zuschuss ein, damit aus dem Qualifikationsmangel
kein Armutsproblem entsteht.

Als die Reformabsicht verkündet war, hat man darüber nach-
gedacht, ob damit nicht für Arbeitgeberverbände und Gewerk-
schaften ein falscher Anreiz gesetzt wird: Die Sozialpartner
könnten den Lohn in den unteren Gruppen niedrig halten, weil
schließlich der Staat das Problem des Armutslohns übernimmt.
Als der Finanzminister sein politisches Veto dagegen ankündig-
te, machte sich der Arbeitsminister an die Erfindung der „Ent-
geltschranke“: Den Kombizuschuss soll es nur für Betriebe ge-
ben, die einen als sozialverträglich geltenden Mindestlohn nicht
unterschreiten. 

Diese Entgeltschranke aber würde auch wieder eine Kosten-
schranke gegen mehr Beschäftigung sein. Was also tun? Wie
kommt die Politik zum arbeits- und sozialverträglichen tariflich
ausgehandelten Mindestlohn ohne Belastung des Haushalts?
Eigentlich überhaupt nicht. Aber man kann eine „Als-ob-Lösung“
anpeilen: den gesetzlichen Mindestlohn. Auch der bringt nie und
nimmer mehr Arbeit. Aber vielleicht ein paar Stimmen zur
nächsten Wahl. 

Hans D. Barbier

Religion und Kinderzahl
Nach einer Untersuchung des
Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW) beeinflusst die
Einstellung der Menschen zur
Religion die Kinderzahl in den
Familien. Das IW stützt sich
auf Umfragen in 82 Ländern,
die sogenannten World Value
Surveys. Danach haben religi-
öse Paare im Schnitt 2,1 Kin-
der, nicht religiöse hingegen
nur 1,6. Atheisten ziehen
durchschnittlich 1,5 Kinder
groß.

Auch in Deutschland gilt
dieser Zusammenhang: Gläu-
bige Menschen leben in grö-
ßeren Familien als Nichtgläu-
bige. Wer mehrmals pro Wo-
che einen Gottesdienst be-
sucht, hat im Schnitt zwei
Kinder. Leute, die nie in die
Kirche gehen, haben durch-
schnittlich nur 1,4 Kinder.

Das IW erklärt diesen Zu-
sammenhang damit, dass sich
religiöse Menschen in eine
Gemeinschaft eingebunden
fühlen und daher darauf ver-
trauen, mit den Elternpflich-
ten nicht allein gelassen zu
sein. Außerdem gelten in vie-
len Religionen Kinder als Ge-
schenk Gottes. Den Gläubigen
wird so ein positives Bild vom
Leben als Eltern vermittelt. 
www.iw-koeln.de

Überschüsse in den
Sozialversicherungen
Für das Jahr 2006 weisen die
Haushalte der gesetzlichen
Sozialversicherungen einen
Überschuss von 20,5 Milliar-
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den ¤ aus; 2005 gab es noch
ein Defizit von 3,3 Milliarden ¤.
Das Statistische Bundesamt
nennt zwei Gründe für das po-
sitive Ergebnis: zum einen
den wirtschaftlichen Auf-
schwung, der den Sozialversi-
cherungen mehr Einnahmen
beschert. Zum anderen  wur-
de im Januar 2006 der Zah-
lungstermin für die Sozialver-
sicherungsbeiträge vorver-
legt. Es wurden daher 13 statt
zwölf Beiträge gezahlt – ein
einmaliger Effekt.

Die Überschüsse bei der
Bundesagentur für Arbeit
(11,2 Milliarden ¤) und der ge-
setzlichen Rentenversiche-
rung (7,3 Milliarden ¤) ma-
chen den Löwenanteil des
Überschusses aus. Bei der
Bundesagentur gingen die
Ausgaben deutlich um 14,6
Prozent zurück, während die
Einnahmen um 6,6 Prozent
stiegen; den Einnahmen von
56,6 Milliarden ¤ standen Aus-
gaben von 45,4 Milliarden ¤

gegenüber. Damit hat die
Bundesagentur erstmals seit
1985 wieder schwarze Zahlen
geschrieben. 

In der Rentenversicherung
blieben die Ausgaben mit
232,9 Milliarden ¤ nahezu
konstant, während sich die
Einnahmen um 5,1 Prozent
auf 240,2 Milliarden ¤ erhöh-
ten. In der gesetzlichen Kran-
kenversicherung beträgt der
Überschuss 1,7 Milliarden ¤.
Wegen einer abweichenden
Verbuchungsmethode wirkt
sich in diesem Zweig der Sozi-

http://www.iw-koeln.de/default.aspx?p=pub&i=2012&pn=2&n=n2012&m=pub&f=4&a=20094


Bei privatem Beteiligungska-
pital, oft unter seiner engli-
schen Bezeichnung „private
equity“ geführt, wird Geld in
einem Fonds zusammengetra-
gen und in Form von Eigenka-
pital (englisch: equity) länger-
fristig in ein Unternehmen in-
vestiert. Der Fonds wird von
einer Beteiligungsgesellschaft
verwaltet. Die Gelder kommen
vor allem von institutionellen
Investoren, wie Versicherun-
gen und Pensionskassen, aber
zunehmend auch von privaten
Anlegern. Etwa ein Drittel der
im vergangenen Jahr von den
rund 180 in Deutschland täti-
gen Beteiligungsgesellschaf-
ten eingesammelten 2,8 Milli-
arden ¤ stammte aus dem
Ausland. Das insgesamt ver-
waltete private Beteiligungs-
kapital belief sich zum Jahres-
beginn 2007 auf 28,7 Milliar-
den Euro; der überwiegende
Teil davon ist in knapp 6 000
Unternehmen investiert.

Beteiligungsgesellschaften
kaufen in der Regel keine Ak-
tien im freien Handel, was
ebenfalls eine Bereitstellung
von Eigenkapital darstellen
würde. Sie suchen vor allem
den Zugang zu Firmen, die
(noch) nicht an der Börse ge-
handelt werden. Falls doch
börsennotierte Unternehmen
erworben werden, werden die-
se aus dem Handel genommen
und „privatisiert“. Das Motiv

hinter solchen Beteiligungen
ist im Grunde immer dasselbe:
Das Zielunternehmen soll
weiterentwickelt werden, um
es später mit Gewinn veräu-
ßern zu können. Nötig ist hier-
zu eine aktive Beteiligung an
der Unternehmensführung.
Auch das unterscheidet Betei-
ligungsgesellschaften von an-
deren Investoren, zum Bei-
spiel Aktionären, die selten
ausreichend Anteile zur Ein-
flussnahme besitzen.

Förderung von Innovation
und Wettbewerb
Eine wichtige Funktion von
privaten Beteiligungen liegt in
der Finanzierung von jungen,
meist technologieorientierten
Unternehmen. Ausgestattet
mit guten Ideen und kreativen
Köpfen fehlt diesen oft das Ka-
pital für die Umsetzung ihrer
Geschäftsidee oder für die er-
wünschte Expansion. Banken
und geregelter Kapitalmarkt
bieten aufgrund des hohen Ri-
sikos und der geringen Si-
cherheiten meist keine Finan-
zierungsmöglichkeiten. Hier
springen private Beteiligungs-
gesellschaften ein: Sie stellen
den Unternehmensgründern
das benötigte Geld zur Verfü-
gung und liefern betriebswirt-
schaftliches Wissen gleich
mit. Private Beteiligungsge-
sellschaften unterstützen da-
mit den Innovationsprozess,

der seinerseits die Basis des
technischen Fortschritts ist.
Sie wählen aus der Vielzahl
interessanter Jungunterneh-
men das aussichtsreichste
aus, bieten diesem Unterstüt-
zung und trennen sich letzt-
lich von einem weiter entwi-
ckelten Unternehmen, indem
sie es beispielsweise an die
Börse bringen. Das dabei über-
nommene Risiko einer Fehlin-
vestition ist sehr hoch und
rechtfertigt die erzielten Ren-
diten, die oft deutlich jenseits
der anderer Anlagen liegen. 

Auch bei Übernahmen be-
reits etablierter Unternehmen
engagieren sich Beteiligungs-
gesellschaften. Ziel ist auch in
diesem Fall, den Wert des ge-
kauften Unternehmens zu
steigern. Dazu müssen unge-
nutzte Potenziale gefunden
und gehoben werden. Meist
erfolgt dies durch Konzentra-
tion auf Kerngeschäftsfelder.
Unrentable Unternehmenstei-
le werden abgestoßen. Die Pro-
zesse in den verbleibenden
Bereichen werden optimiert.
Diese Restrukturierungen, die
oft auch mit Entlassungen ein-
hergehen, sollen die Ertrags-
kraft und damit den bei Ver-
kauf erzielbaren Unterneh-
menswert anheben. Im Er-
folgsfall verbessern private
Beteiligungsgesellschaften so
die Wettbewerbsfähigkeit von
Unternehmen und Branchen.
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Privates Beteiligungskapital:
Nötig, überflüssig oder gefährlich?
Franz Müntefering, damals SPD-Vorsitzender und jetzt Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les, hat im Frühjahr 2005 Finanzinvestoren mit „Heuschreckenschwärmen“ verglichen: Sie fal-
len über ein Unternehmen her, grasen es ab und ziehen dann weiter. Inzwischen hat sich die
Debatte versachlicht, aber noch immer herrscht viel Unsicherheit bei der Beurteilung von pri-
vaten Beteiligungen.

alversicherung die vorgezoge-
ne Fälligkeit der Beiträge
nicht aus.
www.destatis.de

Erstarkte deutsche
Wirtschaft?
Deutschlands Wirtschaft steckt
im Aufschwung: 2006 brachte
ein Wachstum von 2,7 Prozent.
Auch für das laufende Jahr sa-
gen die meisten Prognosen ein
ähnlich hohes Plus voraus.
Hinter den Zahlen steckt nicht
nur der konjunkturelle Auf-
schwung, dem in aller Regel
ein Abschwung folgt, sondern
auch ein höheres Produktions-
potenzial deutscher Unterneh-
men. Das Kieler Institut für
Weltwirtschaft hat soeben eine
Studie vorgelegt, in der das Po-
tenzialwachstum Deutschlands
– die Rate, mit der eine Wirt-
schaft längerfristig expandie-
ren kann, ohne Inflation zu er-
zeugen – aktuell mit 1,6 Pro-
zent beziffert wird. Damit hätte
sich dieser Wert in den vergan-
gen fünf Jahren um ein Drittel
erhöht. Das sei vor allem auf
Reformen am Arbeitsmarkt, ge-
ringere Steuer- und Abgaben-
belastung sowie den stärkeren
internationalen Wettbewerbs-
druck zurückzuführen. 

Eine Untersuchung des bei
der Hans-Böckler-Stiftung an-
gesiedelten Instituts für Ma-
kroökonomie und Konjunktur-
forschung legt allerdings na-
he, wirtschaftspolitische Ent-
scheidungen nicht nur am auf-
wendig errechneten Potenzial-
wachstum zu orientieren: Es
sei zu anfällig gegenüber spä-
teren Revisionen und entsprä-
che zu wenig der komplexen
ökonomischen Wirklichkeit.

www.uni-kiel.de/ifw
www.boeckler.de

http:// www.uni-kiel.de/ifw/forschung/prognose/2007/1_07_deu.pdf
http://www.destatis.de/presse/deutsch/pm2007/p1490061.htm


Beraterverträge in Rechnung
stellen. Auf diesem Weg wird
ein großer Teil des eingesetz-
ten Geldes kurzfristig wieder
abgezogen, während der Ei-
gentumsanteil am Unterneh-
men unangetastet bleibt. Auch
das kann zu untragbaren Be-
lastungen führen.

Fehlendes Augenmaß,
verzerrte Wahrnehmung
Die öffentliche Kritik an der
Beteiligungsbranche lässt sich
weitgehend auf Transaktionen
mit fehlendem Augenmaß zu-
rückführen. So wurden bei ei-
nigen Übernahmen die Unter-
nehmen mit Schulden über-
lastet oder durch „Sonderzah-
lungen“ ausgezehrt. Andere
Firmen wurden im allgemei-
nen Aufwärtstrend gekauft
und mit Aufschlägen schnell
weiterverkauft – und das
mehrfach, ohne dass es zu Ef-
fizienzsteigerungen kam. Zu-
sätzlich haben steigende Zin-
sen die Kreditkosten bei eini-
gen Zielunternehmen derma-
ßen in die Höhe getrieben,
dass Konkurse drohen. 

Medienwirksam aufgearbei-
tete Verfehlungen dürfen aber
nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass die Branche auch
in Deutschland vor allem Posi-
tives bewirkt hat. So stamm-
ten im vergangenen Jahr von
15 Börsengängen im geregel-
ten Markt neun aus dem Port-
folio privater Beteiligungsge-
sellschaften. Nur fünf Prozent
der 2006 aufgelösten Beteili-
gungssumme von mehr als
zwei Milliarden ¤ entfielen
auf Totalverluste durch Insol-
venzen der übernommenen
Firmen. In drei Vierteln der
Fälle erfolgte ein Weiterver-
kauf an strategische Investo-
ren, andere Beteiligungsge-

Das Problem 
der Schuldenlast
Bei Firmenübernahmen wird
der Kaufpreis nicht allein aus
Mitteln der Beteiligungsgesell-
schaften bestritten. Der größte
Teil wird generell mit Bank-
krediten finanziert. Bei niedri-
gen Zinsen für dieses Fremd-
kapital erhöht sich in der Re-
gel die Rendite des einge-
brachten Eigenkapitals. Das
Vermögen des Zielunterneh-
mens dient dabei als Sicher-
heit für die Banken. Nach der
Übernahme werden die Schul-
den an die gekaufte Firma
übertragen, die sie dann abbe-
zahlen muss. Das ist an und
für sich nichts Ungewöhnli-
ches: Jede kreditfinanzierte In-
vestition wird nur getätigt,
wenn sie ihre Finanzierungs-
kosten trägt und darüber hin-
aus zum Gewinn beiträgt. Pro-
blematisch wird diese Vorge-
hensweise erst, wenn die Be-
lastungen die Existenz des
Unternehmens gefährden. Das
ist der Fall, wenn die Abzah-
lung der Schulden aus dem
laufenden Geschäft nicht zu
leisten ist. Zudem verschlech-
tert sich mit dem höheren An-
teil von Fremdkapital an der
Finanzierung das Rating, was
weitere Kredite verteuert oder
sogar verhindert – und so
ebenfalls das Unternehmen
bedroht. 

Problematisch kann es auch
sein, wenn Beteiligungsgesell-
schaften versuchen, das einge-
gangene Risiko schnellstmög-
lich zu mindern – beispiels-
weise wenn sie bereits nach
kurzer Zeit Sonderausschüt-
tungen durchsetzen, die das
betroffene Unternehmen oft
wiederum mit Bankkrediten
finanzieren muss, oder wenn
sie über Tochtergesellschaften

sellschaften oder über die Bör-
se. Zudem beschäftigten die
Unternehmen mit privaten Be-
teiligungen nahezu eine Mil-
lion Mitarbeiter und erwirt-
schafteten einen Umsatz von
etwa 189 Milliarden ¤. 

Es gibt aber auch Stimmen,
die die Methoden privater Be-
teiligungsgesellschaften kriti-
sieren. Meistens beruhen sie
auf der Verklärung früher
herrschender Gewohnheiten
im deutschen Wirtschaftssys-
tem. Lange Zeit war es durch
die dominante Rolle der Ban-
ken und ihre zahlreichen
Überkreuzbeteiligungen ge-
prägt, die „Deutschland AG“.
Viele Firmenlenker haben auf
das Geflecht wechselseitiger
Beziehungen vertraut und not-
wendige Restrukturierungs-
prozesse versäumt. Mit dem
Aufbrechen der Industriebe-
teiligungen und der Öffnung
gegenüber den internationa-
len Finanzmärkten ist dieses
ineffiziente System ins Wan-
ken geraten. 

Strenge Aufsicht
ist unverzichtbar
Privates Beteiligungskapital
ist eine sinnvolle Erweiterung
im Spektrum der Finanzie-
rungsinstrumente. Die Stär-
ken privater Beteiligungen zei-
gen sich zum einen in der Se-
lektion innovativer Unterneh-
men, zum anderen wird die Ef-
fizienz in bereits bestehenden
Firmen verbessert. Schwä-
chen offenbaren sich in der
übersteigerten Suche einiger
Beteiligungsgesellschaften
nach kurzfristigen Gewinnen.
Allerdings ist dies auch den
Investoren anzulasten, die ihr
Geld zur Verfügung stellen
und dafür hohe Renditen for-
dern – sicher nicht immer im

Wissen um die Quellen ihrer
Erträge.

Hier muss sich der noch
junge „Markt für privates Be-
teiligungskapital“ noch weiter
entwickeln. Wichtigster Punkt
ist dabei eine höhere Transpa-
renz. Jeder Anleger muss er-
kennen können, wem er sein
Geld anvertraut. Zudem dürfte
die Branche selbst ein reges
Interesse daran haben, Fonds
zu entlarven, die sich mit un-
lauteren Methoden Vorteile
gegenüber ihren Wettbewer-
bern verschaffen. 

Allein auf die Selbstbe-
schränkung zu vertrauen, wä-
re blauäugig. Wie in anderen
Bereichen des Kapitalmarktes
ist es Aufgabe des Staates, für
eine Aufsicht zu sorgen, die –
ausgestattet mit Normen und
Sanktionspotenzial – den
Wettbewerb wahrt. Erst ein
funktionierender Markt und
ein ausreichendes Maß an
Aufklärung werden die Mah-
ner verstummen lassen, die
Investoren mit Insekten ver-
gleichen.

Lars Vogel

„Risiken werden oft weitergereicht und an den Finanzmärkten neu verteilt.
Das Problem an der Sache ist: Nur wenn man sicher weiß, wer welche Risiken trägt,
kann man überlegt handeln – als Marktteilnehmer und als Aufseher.“
Jochen Sanio, Präsident der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht

Beteiligungskapital
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Vollbeschäftigung
Die Arbeitslosigkeit hat in
Deutschland weiter abgenom-
men. Im März 2007 verrin-
gerte sich die Zahl der Ar-
beitslosen um 114 000 auf
4 108 000. Sie lag damit um
knapp 870 000 niedriger als
noch vor einem Jahr. Noch nie
ist die Arbeitslosigkeit in der
Bundesrepublik Deutschland
innerhalb eines Jahres so
stark gesunken.

Die positive Entwicklung re-
sultiert vor allem aus der gu-
ten Konjunkturlage: Bestehen-
de Unternehmen haben mehr
Arbeitskräfte eingestellt, in
neu gegründeten Unterneh-
men wurden Arbeitsplätze ge-
schaffen. Laut Bundesagentur
für Arbeit sorgt aber nicht nur
der wirtschaftliche Auf-
schwung für weniger Arbeits-
lose. Auch die Arbeitsmarkt-

den, kann man von einer lang-
fristig tragfähigen Finanzpla-
nung sprechen.

Eigenverantwortung
Die Gesundheitsreform geht
in die nächste Runde: Am 1.
April 2007 ist das „Gesetz zur
Stärkung des Wettbewerbs in
der gesetzlichen Krankenver-
sicherung“ in Kraft getreten.
Mit ihm wird unter anderem
eine größere Freiheit bei der
Tarifwahl eingeführt. Der Ge-
setzgeber will damit vor allem
das Angebot der gesetzlichen
Krankenkassen besser auf die
Bedürfnisse ihrer 70 Millio-
nen Versicherten abstimmen.

Die Krankenkassen können
nunmehr auch Pflichtversi-
cherten Tarife mit Selbstbe-
halt oder Beitragsrückerstat-
tung anbieten. Freiwillig Ver-
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Die Soziale Marktwirtschaft im April 2007
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

Reformen der Jahre 2003 bis
2005 zeigen erste Erfolge: Die
bessere Vermittlung der Ar-
beitslosen sowie die stärkere
Kontrolle ihrer Arbeitsfähig-
keit und -bereitschaft tragen
zum Rückgang der Arbeitslo-
sigkeit bei.

Geldwertstabilität 
Die günstigen Entwicklungen
in den öffentlichen Haushal-
ten haben Bundeswirtschafts-
minister Michael Glos veran-
lasst, Steuersenkungen zu for-
dern. Vielen scheint das
Gegenteil richtig: Sie wollen
eher neue Steuererhöhungen
zur Entlastung der Haushalte.

Der Vorschlag von Michael
Glos, den Bürgern alles Geld
zu lassen, das der Staat nicht
braucht, ist unbedingt richtig.
Allerdings darf nicht verges-
sen werden, dass der Staat
selbst im aktuellen konjunktu-
rellen Aufschwung weiterhin
auf Kredite angewiesen ist.
Daran wird ersichtlich, dass
eine grundsätzliche Konsoli-
dierung der Staatsfinanzen
noch aussteht. Erst wenn im
Aufschwung Überschüsse ent-
stehen und diese zum Abbau
von Schulden verwendet wer-

sicherten stehen diese Model-
le bereits seit 2004 offen. Bei
vereinbartem Selbstbehalt
übernehmen Versicherte ei-
nen Teil ihrer Arztkosten
selbst und zahlen dafür einen
geringeren Beitrag. Bei der
Beitragsrückerstattung be-
kommen sie eine Prämie,
wenn sie in der Abrechnungs-
periode keine medizinischen
Leistungen – abgesehen von
Vorsorgeuntersuchungen – in
Anspruch genommen haben.
Darüber hinaus sind die Kas-
sen verpflichtet, bestimmte
Tarife anzubieten, z.B. für
chronisch Kranke oder in Ver-
bindung mit Hausarztmodel-
len, bei denen sich der Versi-
cherte verpflichtet, im Krank-
heitsfall immer erst seinen
Hausarzt zu kontaktieren.

I N D E X

„Es ist so bequem, unmündig zu sein. Habe ich ein Buch, das für mich Verstand hat,
einen Seelsorger, der für mich Gewissen hat, einen Arzt, der für mich die Diät beurteilt, u.s.w.,
so brauche ich mich nicht selbst zu bemühen. Ich habe nicht nötig zu denken, wenn ich nur
bezahlen kann; andere werden das verdrießliche Geschäft schon für mich übernehmen.“
Immanuel Kant

Krankenversicherte
Versicherte in gesetzlichen 
Krankenkassen in Millionen, 2006

Pflichtversicherte 28,6

Mitvers. Familienangehörige 20,1

Rentner 16,9

Freiwillig Versicherte 4,8

Versicherte gesamt 70,4

Quelle: Bundesministerium 
für Gesundheit

Staatshaushalt
Defizitquote* Schuldenstand*

2002 3,7 60,3

2003 4,0 63,9

2004 3,7 65,7

2005 3,2 67,9

2006 1,7 67,9

* in Prozent des Bruttoinlandsproduktes
Quelle: Deutsche Bundesbank

Arbeitslose
Veränderung zum Vorjahresmonat

November 2006 - 536 225

Dezember 2006 - 597 384

Januar 2007 - 763 882

Februar 2007 - 825 527

März 2007 - 869 452

Quelle: Bundesagentur für Arbeit


